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Vorbemerkung der KN-Redaktion: Um der Sache und eines zielführenden Diskurses Willen dürfen einige
Bemerkungen/Schlussfolgerungen des nachfolgenden Artikels nicht unwidersprochen stehen gelassen werden. Das hat
rein gar nichts damit zu tun, Donald Trump in irgendeiner Weise beizuspringen oder die Qualitäten des von uns
hochgeschätzten Verfassers des Artikels, Conrad Schuhler, in Abrede zu stellen. Jegliche [Miss-]Deutungen in diese
Richtung werden entschieden zurückgewiesen. Wir erachten es aber als wichtig, unseren Lesern diesen Artikel mit
unseren integrierten Anmerkungen zu präsentieren.

* * * * * *

Donald Trump und die Rechtsentwicklung in Europa
von Conrad Schuhler / Vorsitzender des isw (Institut für sozial-ökologische Wirtschaftsforschung e.V.)

Bevor ich auf die einzelnen Fragen eingehe, die Sie zum Zusammenhang der Trump-Präsidentschaft und der weiteren
Rechtsentwicklung in Europa gestellt haben, möchte ich zwei generelle Vorbemerkungen zum „Phänomen Trump“
machen:

1. Der Trump-Sieg in den USA ist der Höhepunkt einer längeren Erstarkung der Rechten und Rechtsextremen – es
handelt sich um die Folgen der neoliberalen Globalisierung, und solange die anhalten, werden wir es mit weiterer
Bedrohung durch Rechts zu tun haben.

Branco Milanović [4] hat in seinem Buch „Die ungleiche Welt. Migration, das eine Prozent und die Zukunft der
Mittelschicht.“ den Zusammenhang von globaler Einkommensentwicklung und der Entwicklung der einzelnen
Einkommensgruppen untersucht. Seine wesentlichen Ergebnisse:

Das stärkste Einkommenswachstum findet bei zwei Gruppen statt: einmal bei oberen Mittelschichten in Schwellenländern
und zum zweiten bei dem global allerreichsten einen Prozent. Den größten relativen Verlust hingegen stellt er bei der
unteren Mittelschicht der Industrieländer fest. Die Gründe für diese Folgen der Globalisierung liegen in ihrer neoliberalen
Verfassung:

Das Kapital geht dorthin, wo es den meisten Profit bringt – je nachdem werden die Industriestandorte verteilt auf die
günstigsten Standorte, dort, wo die Lohn- und sonstigen Produktionskosten am niedrigsten sind, das ist der Witz der sog.
globalen Wertschöpfungsketten;

Die Märkte werden international geöffnet – der sogenannte Freihandel, der dazu führt, dass sich überall die produktivsten
Anbieter durchsetzen mit dem Ergebnis, dass zum einen die Industrien der weniger produktiven Ländern schon im
Kindbett erdrosselt werden; und dass zum anderen die Arbeitsplätze aus den Höherlohn-Ländern schrittweise in die
Billiglohnländer abwandern, und zwar zunächst die weniger qualifizierten Industriearbeitsplätze, doch mit wachsender
Digitalisierung und Ausbildung auch immer höhere Stufenleitern der Produktion einschließlich der Dienstleistungen.

Gewinner dieser neoliberalen Globalisierung sind die Transnationalen Konzerne, die die höchsten Profite der Geschichte
einfahren; sodann sind es die Super-Reichen im Norden wie im Süden und die (oberen) Mittelschichten der
Schwellenländer.

Verlierer sind die Massen in den armen Ländern und die unteren und mittleren Einkommensschichten in den
Industrieländern. Und von berechtigter Zukunftssorge erfüllt werden auch höhere Einkommensschichten, ihre
Arbeitsplätze werden nach und nach auch ausgelagert oder niedriger eingestuft, um international wettbewerbsfähig zu
sein.

2. Der Abstieg und die Abstiegssangst der unteren und mittleren E-schichten ist der Hauptgrund für das Erstarken der
Rechten in den Industrieländern. Milanovic hat die enge Korrelation von Fortschreiten der Globalisierung, wachsender
Ungleichheit und Erstarken der Rechten belegt. Dies gilt für die USA ebenso wie für die Länder in Europa. Globalisierung
bedeutet eine Verlagerung vieler Industriearbeitsplätze in den Süden, damit einen Rückschlag für die untere und dann
auch die mittlere Mittelschicht in diesen Ländern. Nach diesem Argument, dass wir es mit Trump und der
Rechtsentwicklung in Europa nicht mit einer absonderlichen politischen Mode zu tun haben, sondern mit einer Tendenz,
die in der Struktur der kapitalistischen Globalisierung angelegt ist, komme ich nun zu den einzelnen der von Ihnen
formulierten Fragen.

► Steht hinter der Politik von Trump die Finanz- und Rüstungsindustrie?

Schauen wir uns die Mannschaft des Präsidenten an. Überragend ist die Front der Wall Street-Manager. Goldman Sachs
[5], seit Jahrzehnten auch "Government Sachs" genannt, stellt mit dem Finanzminister und den höchsten

1/10

https://kritisches-netzwerk.de
https://de.wikipedia.org/wiki/Branko_Milanovi%C4%87
https://de.wikipedia.org/wiki/Goldman_Sachs


Wirtschaftsberatern allein drei der neuen Spitzenleute. Die Trump-Regierung hat denn auch bereits die Deregulierung
der Finanzindustrie in Angriff genommen. Die Eigengeschäfte der Banken sollen wieder erlaubt werden, die
Bankenaufsicht ebenso abgebaut werden wie die Sicherung der Bankgeschäfte durch mehr Eigenkapital der Bank. Hier
werden zielstrebig die Vorarbeiten für den nächsten Finanzcrash geleistet.

Gleichzeitig ist mit der Wall Street-Dominanz in der Regierung des global agierenden Milliardärs Trump auch der Einfluss
des transnationalen Kapitals auf die US-Politik eher gewachsen. „AMERICA FIRST“ bedeutet: Amerika als Dominator in
der Weltpolitik, keineswegs ein Sich-Zurückziehen auf ein nach außen abgeschottetes und desinteressiertes Amerika.

Dem entspricht das Weltbild des offenbar wichtigsten Beraters des Präsidenten, Stephen Bannon [6]. Er sieht
Armageddon heraufziehen, die letzte entscheidende Schlacht zwischen Gut und Böse. Als „Böse“ ausgemacht sind vor
allen anderen China und der Iran. Bannon sieht in den nächsten fünf bis zehn Jahren einen großen Krieg im
südchinesischen Meer voraus, der unweigerlich auf einen Atomkrieg hinausliefe. Trump selbst hat erklärt, wozu haben
wir denn Atomwaffen, wenn wir sie nicht einsetzen wollen. Er will die US-Atomwaffen weiter ausbauen. Heute schon
geben die USA mehr Geld für Atomwaffen aus als der Rest der Welt zusammen. Gegen den Iran bauen die USA
zielstrebig eine Kriegskoalition zusammen mit Israel auf, das ebenfalls über Atomwaffen verfügt und dessen autoritärer,
völkerrechtswidrig handelnder Premier Benjamin Netanjahu zum Partner № 1 der USA im Nahen Osten auserkoren
wurde.

Die Rüstungsindustrie hat also ebenfalls eine starke Vertretung in Trumps Washington. Diese wird noch verstärkt durch
den Spezialberater des Präsidenten, seinen Schwiegersohn Jared Kushner [7]. Der ist ebenfalls im Immobiliengeschäft,
aber mit mindestens sieben Milliarden Dollar Vermögen reicher als der Schwiegervater. Der 35-jährige Kushner dirigiert
eine Familienstiftung, deren erstes Ziel die Unterstützung Israels ist und die Finanzierung des von der UN als
völkerrechtswidrig verurteilten Siedlungsprogramm in Ost-Jerusalem und im Westjordanland. Die Trump-Regierung wird
zum ernsten Hindernis für eine friedliche Lösung des Nahostkonflikts.

Zur Charakteristik der Trump-Mannschaft gehört auch das Leugnen des Klimawandels und die Favorisierung der fossilen
Industrien. Trump selbst behauptet, der Klimawandel sei eine Erfindung der Chinesen mit dem Ziel, die US-Industrie zu
schwächen. Als Chef der Umweltbehörde hat er mit Scott Pruitt [8] einen militanten Leugner des Klimawandels und
Vorkämpfer der fossilen Industrien im Kongress durchgesetzt. Außenminister Rex Tillerson [9] war zuvor Chef von Exxon,
des größten Ölkonzerns der Welt. Das verspricht nicht nur einen Abbau der Umweltstandards, sondern auch einen
aggressiven Zugriff auf die globalen Standorte der Energieressourcen. Es geht den USA unter Trump mehr denn je um
globale Dominanz.

► Haben Trump und seine Förderer Weltherrschaftspläne oder wollen sie die soziale Lage der arbeitenden
Bevölkerung verbessern?

Wie eben schon entwickelt, geht es Trump & Co darum, AMERICA FIRST als Prinzip in der Weltpolitik durchzusetzen,
weit mehr als dies Obama vorher tat. Trump will nicht wahrhaben, dass es in der Weltwirtschaft Verschiebungen in der
regionalen Machtverteilung gibt. Einen Umbruch, der v.a. zu Gunsten Chinas und anderer Schwellenländer stattfindet,
zum sog. Aufstieg des Südens. Trumps Grundlinie läuft darauf hinaus, Verträge mit einzelnen Ländern abzuschließen,
denn im direkten 1:1-Verhältnis sind die USA stets die überlegene Macht. Deshalb auch seine Entscheidungen gegen
TTIP und TPP. Die USA sollen die unangefochtene № 1 der Weltwirtschaft sein und bleiben. Dazu gehört auch die
Wiederherstellung eines hohen Industriepotentials der USA mithilfe von Protektionismus, Strafzöllen u.ä. ebenso wie
durch das Abwälzen der Militärlasten auf die Partner.

Anm. KN-Red.: Aus welchen Erwägungen heraus Trump sich gegen die Freihandelsabkommen entschieden hat, ist
gerade aufgrund seiner eigenen Unberechnbarkeit pure Mutmaßung. De facto kann der Schutz der eigenen Wirtschaft
durch Zölle durchaus sinnvoll sein. In jedem Fall besteht zwischen den beiden unmittelbar aufeinanderfolgenden Sätzen
„Deshalb auch seine Entscheidungen gegen TTIP und TPP. Die USA sollen die unangefochtene № 1 der Weltwirtschaft
sein und bleiben.“ ein innerer Widerspruch. Die Freihandelsabkommen wurden doch propagiert, um die US-Wirtschaft zu
stärken. Dann kann in deren Ablehnung nun nicht das gleiche Ziel bestehen. Die Senkung der Unternehmenssteuern von
35 auf 15 % ist allerdings der reine Wahnsinn, der die Staatkrise nur verschärfen wird.

In diesem Punkt nähern sich die Linien der Trump-Politik und die Erwartung ihrer Wähler aus der Arbeiterklasse. Es geht
um die Schaffung von Arbeitsplätzen. Diese werden jedoch in weit geringerer Zahl zustande kommen, als Trump dies
verspricht. Denn wenn das Trump-Regime zu einer global wettbewerbsfähigen Industrie kommen will, braucht es erstens
eine gewaltige Aufbauinvestition und muss es zweitens Arbeitsplätze schaffen, die wettbewerbsfähig sein sollen, sich
also eher am Lohnniveau von Indonesien als am alten US-Niveau orientieren.

Anm. KN-Red.: Zunehmend mehr Wirtschaftsexperten sprechen sich für ein ausgeglichene Außenhandelsbilanz aus.
Das Ansinnen, durch wettbewerbsfähige Löhne einen Außenhandelsüberschuss zu erzielen, ist genau d i e falsche
neoliberale Gesinnung, welche ganz Europa in die Krise getrieben hat. Für eine entwickelte Industrienation ist schon der
Ansatz der reine Wahnsinn:

1. In Bereichen in denen ein Land keinen industriellen Technologievorsprung besitzt, in Sachen Löhnen mit Ländern wie
Indonesien konkurrieren zu wollen, führt zwangsläufig in eine Lohndumping-Abwärtsspirale, welche zum Schaden der
wichtigeren Binnenwirtschaft gereicht.
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2. Außerdem begibt sich jedes Land, welches die Exportwirtschaft über eine ausgeglichene "gesunde"
Außenhandelsbilanz hinaus stärken und zu einem Nettoexporteur machen will, in sehr unangenehme Abhängigkeiten
und externe Zwänge, wie gerade am Beispiel Deutschland anschaulich erkennbar ist.

Trump hat deklariert, er wolle die Steuern der Reichen und der Unternehmen kürzen. Die Unternehmenssteuern werden
von 35 auf 15 % gesenkt. Wie aber soll dann das Investitionsprogramm finanziert werden? Schon heute haben die USA
öffentliche Schulden in Höhe von 20 Billionen Dollar, 107 % des BIP. Das jährliche Haushaltsdefizit liegt in diesem Jahr
bei 3,7 % des BIP. Nach den Kriterien der EU – höchstens 60 % des BIP an Staatsverschuldung und höchstens 3 % des
BIP an Haushaltsdefizit – müssten sich die USA einem strengen Sparprogramm unterwerfen.

Nun will er die Steuern für Reiche und für Unternehmen senken. Das vorgesehene billionenfache Investitionsprogramm
könnte nur über eine Steuererhöhung für mittlere und kleine Einkommen und über eine Kürzung der Sozialausgaben
finanziert werden. Dies würde zu Lasten der Arbeiterklasse gehen. Oder Trump finanziert es über weitere
Staatsverschuldung. Dies würde weiter an den nächsten Finanzcrash heranführen. Trumps Wirtschaftskonzept ist wirr
und erkennbar unwirksam, so weit es die Versprechungen für die Mittelklasse und die Arbeiter angeht.

Es wird wahrscheinlich einige Strohfeuer für die Trump-Unterstützer geben, publicityträchtige Verkündigungen, dass US-
Firmen ihre Produktion in die USA verlegen oder dort belassen. Aber solche Propagandamanöver werden klein und
kurzfristig sein. Das liegt nicht an der Unfähigkeit von Trump, sondern an den Grundwidersprüchen der kapitalistischen
[Anm. H.S.: neoliberalen] Wirtschaft. Die USA leben davon, dass sie aus aller Welt Geldzuflüsse erhalten, die das Land
als „sicheren Hafen“ in höchst unruhigen Zeiten ansehen. Nur so können die USA auch ihr enormes Handelsbilanzdefizit
finanzieren. Sie haben ein Handelsbilanzdefizit von über 800 Milliarden $. In dieser Größenordnung leben die USA über
ihre Verhältnisse und der Rest der Welt kommt dafür auf.

Trump hat diese Zusammenhänge noch nicht verstanden, im Gegensatz zu Obama, der der weit klügere Vertreter des
US-Kapitals war. Das Trump-Konzept rennt in einen Widerspruch: Einerseits will er sich abschotten, Strafzölle erheben,
die eigene Industrie und Wirtschaft in dieser Abschottung entwickeln. Andererseits braucht das TNK, das vor allem aus
der Wall Street [10] und vom Silicon Valley [11] aus operiert, den freien Handel in und aus aller Welt. Deshalb hat Silicon
Valley, angeführt von Google, Facebook und Amazon und fast 100 weiteren IT-Konzernen, zum Sturm geblasen gegen
das Dekret Trumps, den sog. Muslim Ban (Executive Order 13769 [12]). Aus 7 muslimischen Ländern sollte niemand
mehr in die USA einreisen können. Gerichte in San Francisco und anderswo haben das Dekret für verfassungswidrig
erklärt. Unterstützt wurden die Kläger juristisch und publizistisch massiv durch die IT-Konzerne. Auch Wall Street hat
seine Gegnerschaft gegen den Trumpschen Protektionismus, gegen seine rassistische Xenophobie [13] erklärt. Goldman
Sachs nannte diese Politik „zerstörerisch“.

Hier tut sich ein Widerspruch auf, der wiederum nicht zurückzuführen ist auf Mängel der Trumpschen Konzepte,
sondern auf die Widersprüchlichkeit des kapitalistischen Systems. Der Staat ist nicht einfach der politische Ausschuss
der herrschenden Klasse. In ihm kommen vielmehr die Interessen und Widersprüche der beteiligten Klassen und
Schichten zum Ausdruck. Dabei ist zu beachten, dass das Kapitalinteresse kein einheitliches ist. Es handelt sich vielmehr
um einen Konflikt zwischen den Fraktionen der herrschenden Klasse. In den USA geht es vor allem um den Gegensatz
des Kapitals, das in erster Linie interessiert ist an der Ausweitung des Binnenmarkts, und andererseits dem Interesse des
Kapitals, das transnational ist, aus ist auf die Teilnahme am internationalen Geschäft. Dies ist der eine Widerspruch, in
den die Trump-Regierung gerät. Dabei ist nicht zu übersehen, dass die Fraktion des transnationalen Kapitals in der
Trump-Regierung in der Vorhand ist.

 Der zweite Widerspruch erwächst daraus, dass die politischen Eliten nicht nur auf das Grüne Licht des Kapitals in
seinen widersprüchlichen Fraktionen angewiesen sind, sondern auch auf die Mehrheit der Wähler. Hier kann es zu
erheblichen Konflikten kommen. Ganz offenbar sind große Teile der Wähler in vielen Ländern, auch in den USA, mit dem
Lauf der Politik im Sinne der neoliberalen Globalisierung nicht einverstanden. Der rechte Populismus, zu dem Trump zu
zählen ist, basiert u.a. auf der Ideologie der Überlegenheit des eigenen Volkes, der Feindlichkeit gegenüber allem
Fremdem, vor allen gegenüber Flüchtlingen. Dies steht im Widerspruch zu einem Kapital, das pocht auf optimalen und
das heißt: globalen Zugang zu jeder Art von Arbeitskraft, jedem Winkel eines Absatzmarktes und jeder Art von freiem
Kapitalverkehr. Es gibt also einen wachsenden Widerspruch zwischen Interesse des herrschenden Kapitals und den
politischen Ideen der Wählerschaft.

Anm. KN-Red.: Der vermeintliche 2. Widerspruch ist faktisch gar keiner: Dem Großkapital ist es völlig egal, welche Partei
sich als Handlanger und Wasserträger ihrer Interessen generiert. A l l e etablierten Parteien inkl. der AfD (mit
Einschränkungen auch in Teilen der Linkspartei) vertreten neoliberale Politik. Solange sich an diesem Zustand nichts
ändert und keine neue Partei in Sicht ist, die dem Neoliberalismus den Kampf ansagt und realistische Chancen hat,
gewählt zu werden, kann sich das Großkapital gelassen zurücklehnen - insofern ergibt sich für die Superreichen weder
ein Widerspruch noch ein Dilemma!

Das Konzept des sog. Rechtspopulismus vereint diesen Widerstand gegen Fremdes – Ausländer, Flüchtlinge, fremde
Religionen, fremde Kultur, andersartige Lebensweisen – mit einer Ablehnung der eigenen Eliten, die für den sozialen
Niedergang der eigenen Schicht verantwortlich gemacht werden. Der Rekurs auf das „Volk“ als letzte Kategorie
kultureller und politischer Identifikation ist für Trump so typisch wie für das bayerische Integrationsgesetz [14] (PDF).
Damit hatte auch der Faschismus hantiert, der vor drei Generationen unser Land und andere verwüstet hat. Hinter der
Fassade des „Volkes“ lässt sich die Herrschaft des Kapitals aufrechterhalten – es werden die politischen Eliten
ausgetauscht, Sündenböcke des „Fremden“ für die Mängel des Systems angeboten und die wahren Eliten des großen
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Kapitals bleiben unangetastet.

► Welche Auswirkungen hat die neue US-Präsidentschaft auf Europa, Deutschland, die sog. Populisten und die
extreme Rechte?

Die gerade abgelaufene Münchner Sicherheitskonferenz hat eine Antwort gegeben, wie Europa und Deutschland, was
die politischen Eliten anlangt, auf Trump reagieren. Unter dem Slogan „Europa muss selbstbewusster werden“ will man
die Aufrüstung hochschrauben. Der Militäretat Deutschlands soll bis spätestens 2024 um deutlich mehr als 50%
gesteigert werden, um über 25 Mrd Euro. Deutschland und die EU würden jetzt an die Stelle der USA treten müssen, so
die Propaganda, um in aller Welt für die Menschenrechte einzutreten. Die Europa-NATO müsse selbst stark genug sein,
um dem angeblich aggressiven Russland entgegen zu treten. Dazu gehört nach Meinung der FAZ auch der Aufbau
eigener Atomwaffen. Der Ruf Trumps, es gebe in Zukunft Verteidigung nur noch gegen Bares, was übrigens Obama
schon 2014 in der NATO als Maxime durchgesetzt hat, wird von den europäischen Eliten, allen voran die deutsche
Regierung, aufgegriffen als Legitimation, die eigene Hochrüstung und die Stilisierung Russlands als Erzbösewicht weiter
hochzufahren.

Die Rechtspopulisten in Europa nehmen den Trump-Erfolg als nächsten heftigen Rückenwind nach dem Brexit dankbar
entgegen. Nächsten Monat wird in Holland gewählt und die xenophobe Partei von Geert Wilders [15] gilt als klarer Favorit
[16]. Sie werden erste in der Wahl, ob sie eine Regierung bilden können, ist zweifelhaft, aber nicht ausgeschlossen. Im
Mai ist der zweite Durchgang der französischen Präsidentschaftswahlen. Marine Le Pen [17] wird diesen zweiten Gang
erreichen. Wer ihr Gegenüber sein wird, ist noch ungewiss. Wäre es der rechtsliberale Emmanuel Macron [18], halte ich
einen Sieg von Le Pen für gut möglich – es wäre eine ziemlich exakte Nachbildung des Duells Trump gegen Clinton.
Gäbe es einen gemeinsamen Kandidaten der Linken, würde Frankreich vor einer grundsätzlichen Entscheidung stehen –
wollen wir eine Korrektur nach rechts oder eine nach links? Ich denke, der linke Kandidat hätte gute Aussichten.

Im Herbst stehen dann die Bundestagwahlen an. Die AfD kann so dämlich agieren, wie sie will, sie wird mit Sicherheit in
den Bundestag einziehen. In der Mitte liegen CDU/CSU und SPD ziemlich gleichauf. Martin Schulz [19] wird mit seiner
Rhetorik vom Eintreten für soziale Gerechtigkeit ähnlich viele zur SPD rüberziehen, wie das dem Milliardär Trump mit
seiner Partei gelang. Damit saugt er die Stimmen vor allem von der AfD, den Grünen und der Linken ab. Dennoch sieht
es derzeit danach aus, als könnte es rechnerisch zu einer Mehrheit von Rot-Rot-Grün reichen. Die Frage allerdings wäre,
wie links eine Regierungspolitik sein könnte, die vom bekennenden neoliberalen Schulz und den derzeitigen Grünen-
Spitzenkandidaten angeführt ausgeführt würde.

Der Trump-Wahlsieg in den USA hat bei den sogenannten bürgerlichen Parteien – in Deutschland die Union und die
Grünen und die Sozialdemokraten – insgesamt zu einem Schub nach rechts geführt, wobei Demokratieabbau und
Fremdenfeindlichkeit verbrämt werden mit dem ständigen hohlen Bekenntnis, soziale Gerechtigkeit müsse ganz oben
stehen.

► Welche Chancen haben die demokratischen Widerstandskräfte in den USA?

Es gibt einen sich vertiefenden Riss in der US-Gesellschaft. Auf der einen Seite erleben wir Hunderttausende, die sofort
nach Trumps Amtseinführung gegen ihn auf die Straße gingen. Dies waren zu einem guten Teil auch wütende Clinton-
Anhänger, v. a. Anhängerinnen. Mittlerweile geht der Protest quer durch die liberale Gesellschaft. Von Anfang an
gehörten die sexuellen Minderheiten dazu – die L,G,B,T: Lesben, Schwule (Gay), Bisexuelle. Transgender. Aber längst
ist der Protest „allumfassend“. Die illegalen Einwanderer haben einen nationalen Streiktag durchgeführt. Ohne die
Gärtner, Hauspfleger, Kindermädchen, Kellner, Köche, Landarbeiter u.ä. wären die USA kaum längere Zeit lebensfähig.

In der Demokratischen Partei [20] hat sich die Richtung um Bernie Sanders [21] und Elizabeth Warren [22] an die Spitze
der Partei gesetzt. Es wird eine der großen Fragen sein, ob die Demokratische Partei eine linke Alternative zu Trump
aufbauen kann, oder ob der alte Klüngel um die Clintons und ihre Allierten in der Partei wieder in die Vorhand kommt.

Derzeit wird von allen linken Seiten an der Vorbereitung eines Generalstreiks gearbeitet. Die Aussichten beurteile ich
skeptisch. Von den Belegschaftsvertretungen der Großbetriebe und von den Gewerkschaften ist wenig zu vernehmen.
Die AFL-CIO [23], der DGB der USA, verhält sich sehr zurückhaltend, kritisiert Trump bisweilen, lobt ihn aber auch, wie
z.B. jetzt bei der Bestellung eines neuen Arbeitsministers, Alexander Acosta [24], nachdem der vorherige Kandidat
wegen krimineller Vortaten aufgeben musste. Auf die Gewerkschaften als eine entschlossene Kraft gegen Trump sollte
man sich nicht verlassen.

Das größte Hindernis für Trump könnten die Medien werden, die von ihm so genannten "fake media". Die New York
Times, die Washington Post, CNN, ABC u.a. machen geschlossen Front gegen Trump. Dazu kommen die Institutionen
des "deep state [25]", der Militär- und Geheimdienste und Think Tanks des politischen Milieus. Das Establishment, das
Trump und die Seinen zerschlagen wollen, fährt seinerseits Angriff um Angriff.

Die Vorstellung, dies könne zu einem impeachment, zu einem Amtsenthebungsverfahren gegen Trump führen, halte ich
für unrealistisch. Ein solches Verfahren, wie es gegen Richard Nixon [26] eingeleitet wurde – Stichwort Watergate-Affäre
[27] -, setzt voraus, dass der Vizepräsident Mike Pence [28] mit der Mehrheit des Kabinetts einen entsprechenden Antrag
an den Kongress stellt, und dieser mit 2/3-Mehrheit dem Antrag zustimmt. Beides kann man ausschließen. Weder wird
das Trump-Kabinett die Amtsenthebung des Präsidenten verlangen noch wäre der Kongress bereit, ihn mit Zweidrittel-
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Mehrheit zu entlassen. Das sind wolkige Illusionen von Beobachtern, die schon wussten, dass Trump niemals
Präsidenten-Kandidat der Republikaner werden könnte noch gar die Wahlen gewinnen. Wir werden uns auf vier Jahre
US-Präsident Trump einzustellen haben.

► Ist der Zerfall der EU noch zu verhindern?

Zunächst mal, um im Zusammenhang mit unserem Thema Trump/Europa zu bleiben, denke ich nicht, dass Trumps
protektionistische Initiativen und Angriffe auf die EU Europa näher zueinander bringt. Trump hat sehr zu Recht
festgestellt, dass die EU vor allem eine Einrichtung der Bereicherung Deutschlands ist.

Der Exportmeister Deutschland hat mittlerweile bei der EZB [29] ein Überschuss-Guthaben von über 800 Milliarden Euro
gegenüber den Partnern in der EU. Allein die Griechen haben rund 350 Milliarden Euro Schulden. Läuft die EU so weiter
wie bisher, werden sich die Schuldenberge der weniger wettbewerbsfähigen Staaten so weit auftürmen, dass jedem,
auch Herrn Schäuble, klar wird, sie können nicht mehr bezahlt werden.

Anm. KN-Red.: Jenseits einer verklärenden Sozialromantik muss doch klar diagnostiziert werden, dass die US-Politik
noch niemals das Ansinnen hatte, irgend jemanden "näher zueinander zu bringen" - außer in dem Sinne, die eigene
Einflussnahme oder Abhängigkeit Anderer zu stärken. Im Gegenteil, George Friedman [30], Chef des US- Think Tanks
"STRATFOR [31]", hat unmissverständlich geäußert [32], dass die Interessen der USA seit über einem Jahrhundert darin
bestanden, eine gutes Verhältnis zwischen Deutschland und Russland zu verhindern. Auch in den seit Jahrzehnten von
US-Stratege Zbigniew Brzeziński [33] veröffentlichten Büchern wie z. B. "Die einzige Weltmacht: Amerikas Strategie der
Vorherrschaft" ist das nachzulesen. Abgesehen von Israel war und ist große US-Politik stets und ausschließlich auf den
eigenen Vorteil bedacht. Das hat sich unter Trump weder verbessert noch verschlechtert - es wird nur unverhohlener
zum Ausdruck gebracht!

Wer dann die Eurozone verlassen will, so hat EZB-Chef Mario Draghi [34] wiederholt klargemacht, muss seine Schulden
unverzüglich in Euro zurückzahlen. Das aber kann er natürlich nicht. Würde er in der eigenen neuen Währung
zurückzahlen, wäre das sehr viel Geld, denn seine Währung würde gegenüber dem Euro beträchtlich abwerten. Aber
dennoch: Das könnte er aushalten, denn das eigene Geld kann er selbst drucken. Deutschland und die anderen
Gläubiger würden das deshalb nicht akzeptieren. Die Auseinandersetzung ist programmiert.

In der jetzigen EU werden sich die bisherigen Sieger, allen voran Deutschland, weiter durchsetzen. Die Verlierer von
heute werden die noch größeren Verlierer von morgen sein. Diese EU hat keine Perspektive. Die Frage hier ist: Also EU
auflösen oder für eine bessere EU kämpfen? Eine Auflösung der EU in die einzelnen Nationalstaaten würde die
Kampfbedingungen nicht verbessern, sondern vor allem im entscheidenden Land Deutschland erheblich verschlechtern.
Nirgendwo in der Eurozone [35] ist die Herrschaft des großen Kapitals unangefochtener als in Deutschland.

Anm. KN-Red.: Was heißt denn „bisherige[r] Sieger ... Deutschland“? Das erinnert sprachlich hinreichend Sensibilisierte
an den oft bemühten Merkelsprech "Uns geht es gut". Genauso wie bei Merkel kritisch hinterfragt werden muss, wer denn
konkret mit "uns" gemeint ist, muss Selbiges beim "Sieger Deutschland" erfolgen: Ist wirklich das Land, also die
Gesamtheit der Staatbürger, Sieger? Oder deutet nicht die wiederholt festgestellte Tatsache, dass in Deutschland die
Schere zwischen arm und reich stärker und schneller auseinanderdriftet, als in jedem anderen europäischen Land, darauf
hin, dass tatsächlich nur wenige Großkonzerne, die i.d.R. von Superreichen gehaltene Aktiongesellschaften sind, und
keinesfalls „Deutschland“ zu den Siegern zählt? So gesehen ist auch der vermeintliche „Gewinner Deutschland“
tatsächlich ein Verlierer - siehe auch hier [36] - Punkt 15.

Genauso verhält es sich auch bei den Freihandelsabkommen. Da geht es doch nicht um USA gegen EU/Deutschland,
sonst würden die pflichtvergessenen politischen Hochverräter der EU doch nicht für diesen Wahnsinn agitieren, sondern
um Großkonzerne gegen den gesamten Rest der Welt: Staaten, Gesellschaften und KMU.

Hinter „Also EU auflösen oder für eine bessere EU kämpfen?“ steht letztlich die Frage, ob die EU in ihrer Struktur
reformierbar ist. Angesichts

der Arroganz, Ignoranz und Hybris, mit der sich hohe EU-Schergen, allen voran ein Jean-Claude Junker [37], über
den eindeutig erklärten Willen der Bevölkerungen in Form von EU-Bürgerbegehren hinwegsetzen,

der sowohl verkrusteten wie auch weitgehend undemokratischen Strukturen,

wie auch dem Umstand, dass dem Konstrukt der EU keine auf Demokratie, Menschen- und Bürgerrechte
ausgerichtete Basis zugrunde liegt, sondern eine Wirtschaftsgemeinschaft, die zu allererst die Interessen von
Großkonzernen bedient

muss diese Frage folgerichtig abschlägig beantwortet werden - siehe auch den zuvor im KN veröffentlichten Artikel [38]
„Samir Amin: Das europäische Projekt ist abzulehnen!“. Alles andere ist unrealistisches Wunschdenken und führt nur zu
sinnloser Kräfteaufzehrung, ohne dass damit dem Ziel besserer, [sozial] gerechteterer und demokratischer Verhältnisse
eine Spur näher gekommen wäre.

Insofern wären die europäischen Gesellschaften ohne ein undemokratisches, neoliberal agitierendes EU-Konstrukt
wahrscheinlich besser dran als mit. Solange Linke im Neoliberalismus nicht den wahren Feind erkennen und benennen,
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den es aufs Härteste zu bekämpfen gilt, sondern sich einem Machtkampf zwischen links und rechts (s.u.) wähnen, helfen
„linken Potenzen der europäischen Südländer“ kein Stück weiter!

Wer eine Gesellschaft will, die demokratischer ist, sozial und wirtschaftlich gerechter, an Frieden und Verständigung
orientiert ist, der kann froh sein, die linken Potenzen der europäischen Südländer an seiner Seite zu haben. Die sind
keine Belastung, sondern ein höchst wichtiger Beitrag für ein besseres Europa. Die Chancen für ein solches Europa
stehen derzeit nicht gut. Es gibt aber keine Alternative für ein demokratisches Europa. Läuft die EU so weiter wie bisher,
wird es einen Knall geben. Zahlungsunfähigkeit der einen Seite, frustrierte Gläubiger auf der anderen. Das EU- und
Euro-Projekt würde zusammenstürzen und in den Scherben würden sich rechtsradikale Varianten des Kapitalismus
breitmachen.

Für mich heißt die Devise heute: Es läuft transatlantisch, in den USA wie in Europa, auf eine grundsätzliche Machtprobe
zwischen Rechts und Links hinaus. Der Ausgang ist offen. Also müssen wir uns anstrengen, so mächtig es die Kräfte
zulassen.

Conrad Schuhler

Anm. KN-Red.: Die mit Abstand bedeutendste Falschdarstellung liegt in der geradezu absurden Behauptung des letzten
Absatzes: „Es läuft ... auf eine grundsätzliche Machtprobe zwischen Rechts und Links hinaus.“ Das ist unserer Meinung
nach eine völlige Falscheinschätzung, die den wahren Machtkampf nicht nur quantitativ, sondern qualitativ - also
wesensmäßig! - verfehlt. Machtproben zwischen „links“ und „rechts“ sind nur Schattenkämpfe - ein Scheinspektakel,
welches vom tatsächlichen Machtkampf ablenken soll. Diesen hat einer der reichsten Männer der Welt mehrfach [39]
klipp und klar geoutet: „Es herrscht Klassenkrieg, richtig, aber es ist meine Klasse, die Klasse der Reichen, die Krieg
führt, und wir gewinnen“ (Warren Buffett [40])

Der Neoliberalismus ist das ideologische Werkzeug, welches den Superreichen und Großkonzernen zur eigenen
Bereicherung auf Kosten der Gesellschaft dient. Dieses Instrument ist für sehr viele (nicht alle) Verschlechterungen der
letzen Jahrzehnte verantwortlich und führt maßgeblich zur Verarmung weiterer Teile der Welt - inkl. der breiten Masse
der Gesellschaften westlicher Industrienationen. Traurige Tatsache ist aber leider, dass nahezu alle Parteien neoliberal
durchseucht sind - vor allem die sich selbst fälschlich zur Alternative hochstilisierte AfD [41]. In Teilen trifft dies sogar für
die Linke zu!

„Machtprobe zwischen Rechts und Links“? Das ist politisches Kasperle- bzw. Schmierentheater. Die Masse der
Gesellschaft lässt sich davon gebannt vereinnahmen. Aber nicht nur die, sondern auch sog. „linke Intellektuelle“, die es
aufgrund einer korrekten Problembeschreibung eigentlich besser wissen müssten, fallen darauf herein und ziehen -
womöglich aufgrund einer gedanklichen Gefangennahme ihrer präferierten ideologischen Dogmatik - falsche Schlüsse,
die nicht nur meilenweit, sondern um Lichtjahre das Ziel verfehlen.

______________________________

 Lesetipps:

⇒ "Der Trump-Effekt: Veränderung globaler Machtverhältnisse und wachsende Kriegsgefahr"  (von Conrad Schuhler) - weiter
[42].

⇒ "Kapitalismus und Neoliberalismus - ein wesensmäßiger Vergleich"  (von KN-Redaktionsmitglied LOGOS) - weiter [43].

 Ist Amerika das wunderbarste Land der Welt? [The Newsroom]

► Quelle: Erstveröffentlicht am 26.02.2017 bei isw-München > Artikel [44].
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► Mehr Informationen und Fragen zur isw:

isw – Institut für sozial-ökologische Wirtschaftsforschung e.V.

Johann-von-Werth-Straße 3
80639 München

Fon 089 – 13 00 41, Fax 089 – 16 89 415

isw_muenchen@t-online.de

www.isw-muenchen.de [45]  

► Infos über Institut für sozial-ökologische Wirtschaftsforschung e.V. :

Im Juni 1990 haben kritische Wirtschafts- und SozialwissenschaftlerInnen zusammen mit GewerkschafterInnen in
München das isw – Institut für sozial-ökologische Wirtschaftsforschung e.V. gegründet. Seitdem haben wir fast
zweihundert Studien und Berichte veröffentlicht.

Das isw versteht sich als Wirtschaftsforschungs-Institut, das alternativ zum neoliberalen Mainstream Analysen,
Argumente und Fakten für die wissenschaftliche und soziale Auseinandersetzung anbietet. Unsere Themen und
Forschungen beziehen sich deshalb in besonderem Maß auf die "Bedürfnisse" von Gewerkschaften und von sozialen,
ökologischen und Friedensbewegungen. Unser Anspruch ist, Wissenschaft in verständlicher Form darzustellen und
anschaulich aufzubereiten. Deshalb sind isw-Ausarbeitungen auch besonders geeignet für Unterricht und
Schulungsarbeit und als Grundlage für Referate und Diskussionen. Die Mehrheit unserer LeserInnen, AbonnentInnen
und Förder-Mitglieder sind Menschen, die sich in Bewegungen und Gewerkschaften engagieren.

Im Zentrum unserer wissenschaftlichen Analysen und Forschungsarbeit stehen Fragen und Probleme der
Globalisierung, der Bewegung des transnationalen Kapitals, der Rolle und Wirkungen der Multis und transnationalen
Institutionen (IWF, WTO, OECD, G7, etc).

Einen weiteren Arbeitsschwerpunkt bilden Verteilungsfragen: Einkommens- und Vermögensverteilung,
Interdependenz von privatem/gesellschaftlichem Reichtum und Armut.

Im Rahmen der Friedensforschung befassen wir uns mit Aspekten der Rüstungsökonomie (z.B. Konzentration in der
Rüstungsindustrie), der Militärstrategie und Auswirkungen von Rüstung und Krieg.

Im ökologischen Bereich konzentrieren wir uns auf Fragen der Energiewirtschaft und -konzerne.

Schließlich beschäftigen wir uns kontinuierlich mit Untersuchungen zur Entwicklung der Sozialsysteme, der
Konjunktur- und zyklischen Entwicklung der Weltwirtschaft.

Auf Veranstaltungen und jährlich stattfindenden isw-Foren werden Erfahrungen ausgetauscht, Gegenstrategien diskutiert
und Alternativen erarbeitet. Wir freuen uns über Vorschläge und Anregungen, aber auch über solidarische Kritik.

Ein alternatives Projekt wie das isw ist auf aktive Mitarbeit und auf finanzielle Unterstützung angewiesen. Die materielle
Grundlage unserer Arbeit schaffen unsere Leserinnen und Leser. Weder Parteien noch Verbände noch Stiftungen
alimentieren uns. Unsere Publikationen finanzieren wir, neben der Selbstausbeutung der Autorinnen und Autoren und der
zahlreichen Aktiven im Institut, aus den Beiträgen der rund 1.500 FörderInnen und AbonnentInnen. Wir schaffen derzeit
eine plus/minus Null-Bilanz. Eine neue Steuerregelung kostet uns allerdings viel Substanz. Jeder Euro, jedes zusätzliche
Fördermitglied [46], jedes zusätzliche Abonnement ist von Bedeutung. Spenden sind in voller Höhe steuerlich
absetzbar.

► Publikationen: Hier können Sie einzelne Printpublikationen des isw bestellen - weiter [47].

► Bild- u. Grafikquellen:

1. Der Trump-Sieg in den USA ist der Höhepunkt einer längeren Erstarkung der Rechten und Rechtsextremen – es
handelt sich um die Folgen der neoliberalen Globalisierung, und solange die anhalten, werden wir es mit weiterer
Bedrohung durch Rechts zu tun haben. DENNOCH: Machtproben zwischen „links“ und „rechts“ sind nur Schattenkämpfe
- ein Scheinspektakel, welches vom tatsächlichen Machtkampf ablenken soll. Foto: Grafikbearbeitung: Jan Müller /
Borgdrone.de. (Seite nicht mehr verfügbar). Dieses Werk von borgdrone ist lizenziert unter einer Creative Commons
Namensnennung – Keine Bearbeitungen 4.0 International Lizenz.  

2.  3D Dollar sign covered with stars and strips on white background. Urheber: Rareclass. Quelle: Flickr [48].
Verbreitung mit CC-Lizenz Namensnennung 2.0 Generic (CC BY 2.0 [49]).

3. AMERICA FIRST - TAKING OUR COUNTRY BACK. Donald Trump, getrieben von dem Bestreben, von globalen
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Verpflichtungen nicht länger, wie er sagt, „ausgebeutet“ zu werden, setzt unter dem Motto „AMERICA FIRST“ auf
Parzellierung gewachsener globaler Strukturen bei gleichzeitiger Überhöhung seines und des US-Machtanspruches. Das
setzt autoritäre und nationalistische Impulse frei. Grafik: Netzfund.

4. Donald Trump - 45. US Präsident mit US-Flagge als Krone. Grafik: Quelle: raj. Flickr [50]. Verbreitung mit CC-
Lizenz Namensnennung-Nicht kommerziell 2.0 Generic (CC BY-NC 2.0 [51]).

5. Trump aka Uncle Sam will die Steuern für Reiche und für Unternehmen senken. Das vorgesehene billionenfache
Investitionsprogramm könnte nur über eine Steuererhöhung für mittlere und kleine Einkommen und über eine Kürzung
der Sozialausgaben finanziert werden. Dies würde zu Lasten der Arbeiterklasse gehen. Oder Trump finanziert es über
weitere Staatsverschuldung. Dies würde weiter an den nächsten Finanzcrash heranführen. Trumps Wirtschaftskonzept ist
wirr und erkennbar unwirksam, so weit es die Versprechungen für die Mittelklasse und die Arbeiter angeht.
Foto/Gemälde: Dan Lacey. Quelle: Flickr [52]. Verbreitung mit CC-Lizenz Namensnennung-Nicht kommerziell 2.0
Generic (CC BY-NC 2.0 [51]).

6. America – Where you can grow up to be a bankster. Schach dem neoliberalen Finanzmarkt-Kapitalismus!
Karikatur: Originalzeichner nicht ermittelbar, gefunden in diversen Artikeln, u. A. bei EconMatters.com [53],
Veteranstoday.com [54], GlobalResearch.org [55] etc..

7.  Geert Wilders sucks! Foto: Rutger Middendorp. Quelle: Flickr [56]. Verbreitung mit CC-Lizenz Namensnennung -
Nicht-kommerziell - Keine Bearbeitung 2.0 Generic (CC BY-NC-ND 2.0 [57]).   

8.  Bernhard (Bernie) Sanders hatte es nicht gewagt, sich aus der Kuratel der Demokraten zu lösen und im Gegensatz
zur von der Parteiführung vorfabrizierten Kandidatin Clinton eine eigene Kandidatur zu wagen. Das aber wäre nötig
gewesen, um einer linkspopulistischen Strömung ein Gesicht zu geben. Stattdessen hatte Sanders seine Anhänger
aufgefordert, sich hinter Clinton zu stellen. Damit enttäuschte Sanders sehr viele Wähler und verriet viele derer, die ihm
vertrauten. In der Demokratischen Partei [20] hat sich nun nach der Wahl Donald Trumps die Richtung um Bernie
Sanders [21] und Elizabeth Warren [22] an die Spitze der Partei gesetzt. Es wird eine der großen Fragen sein, ob die
Demokratische Partei eine linke Alternative zu Trump aufbauen kann, oder ob der alte Klüngel um die Clintons und ihre
Allierten in der Partei wieder in die Vorhand kommt.  Foto: Max Goldberg. Quelle: Flickr [58]. Verbreitung mit CC-Lizenz
Namensnennung 2.0 Generic (CC BY 2.0 [49]).

9. Donald Trump als Figur auf der New Yorker Freiheitsstatue. Foto: Foto-RaBe  •  Kevelaer
"Niederrhein"/Deutschland. Quelle: Pixabay [59]. Alle bereitgestellten Bilder und Videos auf Pixabay sind gemeinfrei
(Public Domain) entsprechend der Verzichtserklärung Creative Commons CC0 [60]. Das Bild unterliegt damit keinem
Kopierrecht und kann - verändert oder unverändert - kostenlos für kommerzielle und nicht kommerzielle Anwendungen in
digitaler oder gedruckter Form ohne Bildnachweis oder Quellenangabe verwendet werden.

10. Mario Draghi, ehemaliger Vize-Präsident bei Goldman Sachs [61], derzeit EZB-Chef und Gelddrucker: "VOTE FOR
ME - I CAN PRINT MONEY". Foto: Ondrej Kloucek. Quelle: Flickr [62]. Verbreitung mit CC-Lizenz Attribution-ShareAlike
2.0 Generic (CC BY-SA 2.0 [63]).

11. NO EU! Die EU ist ein antidemokratisches, bürgerfeindliches und korruptes Regime. Europa ist weit mehr als
die EU! JA zu EUROPA!  - NO EU! The EU is an undemocratic, resident-unfriendly and corrupt regime. Europa is not
merely EU, but rather! YES to EUROPE! Bildidee: Helmut S. Techn. Umsetzung: Wilfried Kahrs.

12. "Neo-liberalism: the devolution starts here." Der Neoliberalismus ist die räuberischste Phase unmenschlicher
Entwicklung und muss daher als Rückentwicklung betrachtet werden!  

Quell-URL: https://kritisches-netzwerk.de/forum/donald-trump-und-die-rechtsentwicklung-europa

Links
[1] https://kritisches-netzwerk.de/user/login?destination=comment/reply/6227%23comment-form
[2] https://kritisches-netzwerk.de/forum/donald-trump-und-die-rechtsentwicklung-europa#comment-2076
[3] https://kritisches-netzwerk.de/forum/donald-trump-und-die-rechtsentwicklung-europa
[4] https://de.wikipedia.org/wiki/Branko_Milanovi%C4%87
[5] https://de.wikipedia.org/wiki/Goldman_Sachs
[6] https://de.wikipedia.org/wiki/Stephen_Bannon
[7] https://de.wikipedia.org/wiki/Jared_Kushner
[8] https://de.wikipedia.org/wiki/Scott_Pruitt
[9] https://de.wikipedia.org/wiki/Rex_Tillerson
[10] https://de.wikipedia.org/wiki/Wall_Street
[11] https://de.wikipedia.org/wiki/Silicon_Valley
[12] https://de.wikipedia.org/wiki/Executive_Order_13769
[13] https://de.wikipedia.org/wiki/Fremdenfeindlichkeit
[14] http://www.vdj.de/uploads/media/160223_BayIntG_FassungMinisterrat.pdf
[15] https://de.wikipedia.org/wiki/Geert_Wilders
[16] http://www.kritisches-netzwerk.de/forum/niederlande-auslaenderhetze-beherrscht-wahlkampf
[17] https://de.wikipedia.org/wiki/Marine_Le_Pen
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[18] https://de.wikipedia.org/wiki/Emmanuel_Macron
[19] http://www.kritisches-netzwerk.de/forum/der-gefuehlte-schulz-der-neue-schafft-sofort-die-agenda-ab
[20] https://de.wikipedia.org/wiki/Demokratische_Partei_(Vereinigte_Staaten)
[21] https://de.wikipedia.org/wiki/Bernie_Sanders
[22] https://de.wikipedia.org/wiki/Elizabeth_Warren
[23] https://en.wikipedia.org/wiki/AFL%E2%80%93CIO
[24] https://en.wikipedia.org/wiki/Alexander_Acosta
[25] https://en.wikipedia.org/wiki/Deep_state_in_the_United_States
[26] https://de.wikipedia.org/wiki/Richard_Nixon
[27] https://de.wikipedia.org/wiki/Watergate-Aff%C3%A4re
[28] https://de.wikipedia.org/wiki/Mike_Pence
[29] https://de.wikipedia.org/wiki/Europ%C3%A4ische_Zentralbank
[30] https://de.wikipedia.org/wiki/George_Friedman
[31] https://www.stratfor.com/
[32] http://www.kritisches-netzwerk.de/forum/stratfor-us-hauptziel-seit-einem-jahrhundert-war-buendnis-russland-und-
deutschland-zu-verhindern
[33] https://de.wikipedia.org/wiki/Zbigniew_Brzezi%C5%84ski
[34] https://de.wikipedia.org/wiki/Mario_Draghi
[35] https://de.wikipedia.org/wiki/Eurozone
[36] http://www.kritisches-netzwerk.de/comment/2067#comment-2067
[37] https://de.wikipedia.org/wiki/Jean-Claude_Juncker
[38] http://www.kritisches-netzwerk.de/forum/samir-amin-das-europaeische-projekt-ist-abzulehnen
[39] http://aristoblog.de/2014/02/der-krieg-der-reichen-gegen-die-armen/
[40] https://de.wikipedia.org/wiki/Warren_Buffett
[41] http://www.kritisches-netzwerk.de/forum/die-auseinandersetzung-mit-der-afd-meist-hohl-und-damit-ungenuegend
[42] http://www.kritisches-netzwerk.de/forum/der-trump-effekt
[43] http://www.kritisches-netzwerk.de/forum/kapitalismus-und-neoliberalismus-ein-wesensmaessiger-vergleich
[44] https://isw-muenchen.de/2017/02/trump-und-die-rechtsentwicklung-in-europa/
[45] http://www.isw-muenchen.de
[46] http://isw-muenchen.de/foerdermitglied/
[47] http://isw-muenchen.de/publikationen/
[48] https://www.flickr.com/photos/rareclass/24212842659/
[49] https://creativecommons.org/licenses/by/2.0/deed.de
[50] https://www.flickr.com/photos/rajkamalaich/30575150720/
[51] https://creativecommons.org/licenses/by-nc/2.0/deed.de
[52] https://www.flickr.com/photos/dan_lacey_pancakes/30883008335/
[53] http://www.econmatters.com/2015/04/how-america-became-oligarchy.html
[54] http://www.veteranstoday.com/2014/09/17/neo-putin-face-of-the-global-resistance-movement/
[55] http://www.globalresearch.ca/rise-of-the-global-corporatocracy-an-interview-with-john-perkins/5329456
[56] https://www.flickr.com/photos/gemengdbedrijf/3368121513/
[57] https://creativecommons.org/licenses/by-nc-nd/2.0/deed.de
[58] https://www.flickr.com/photos/max-goldberg/24502600132/
[59] https://pixabay.com/
[60] https://creativecommons.org/publicdomain/zero/1.0/deed.de
[61] http://de.wikipedia.org/wiki/Goldman_Sachs
[62] https://www.flickr.com/photos/24881515@N08/7400705710/in/photolist-cgYxYj-qGNZYo-aVNGUT-aVMYvF-aVMYJ6-
aVMYsc-q6hQq8-q4cv2S-g5GpzV-p9xZRa-nMQDsU-nPMUe2-nPMUE2-9TpXie-nQf2h1-aDLCkW-f5zq7J-aBQ1QJ-9TsLJq-
9TsLuL-aDLCkf-nvvDD6-nvwrNP-nMHj4g-nMHiAT-nMQEoS-nvvP8A-nMHiSp-nvuPj9-ongnPn-g5FCZV-8Dk3fB-8CUVJS-
bX5egc-9TpXnz-moEZ1t-bX5ehD-nMQhjm-nvw4Kv-nN186e-nvwrHD-nvuDek-nvuPsA-okdPye-ongnBZ-juemcP-9z3KFo-
aDGHLi-aDGH7p-aDGJm2
[63] https://creativecommons.org/licenses/by-sa/2.0/
[64] https://kritisches-netzwerk.de/tags/abschottung
[65] https://kritisches-netzwerk.de/tags/afd
[66] https://kritisches-netzwerk.de/tags/afl-cio
[67] https://kritisches-netzwerk.de/tags/alexander-acosta
[68] https://kritisches-netzwerk.de/tags/america-first
[69] https://kritisches-netzwerk.de/tags/armageddon
[70] https://kritisches-netzwerk.de/tags/atomkrieg
[71] https://kritisches-netzwerk.de/tags/atomwaffen
[72] https://kritisches-netzwerk.de/tags/bankenaufsicht
[73] https://kritisches-netzwerk.de/tags/bernie-sanders
[74] https://kritisches-netzwerk.de/tags/branko-milanovic
[75] https://kritisches-netzwerk.de/tags/conrad-schuhler
[76] https://kritisches-netzwerk.de/tags/deep-state
[77] https://kritisches-netzwerk.de/tags/deregulierung
[78] https://kritisches-netzwerk.de/tags/die-ungleiche-welt
[79] https://kritisches-netzwerk.de/tags/donald-trump
[80] https://kritisches-netzwerk.de/tags/elizabeth-warren

9/10



[81] https://kritisches-netzwerk.de/tags/establishment
[82] https://kritisches-netzwerk.de/tags/executive-order-13769
[83] https://kritisches-netzwerk.de/tags/ezb
[84] https://kritisches-netzwerk.de/tags/finanzindustrie
[85] https://kritisches-netzwerk.de/tags/fremdenfeindlichkeit
[86] https://kritisches-netzwerk.de/tags/geert-wilders
[87] https://kritisches-netzwerk.de/tags/globalisierung
[88] https://kritisches-netzwerk.de/tags/goldman-sachs
[89] https://kritisches-netzwerk.de/tags/government-sachs
[90] https://kritisches-netzwerk.de/tags/handelsbilanzdefizit
[91] https://kritisches-netzwerk.de/tags/haushaltsdefizit
[92] https://kritisches-netzwerk.de/tags/immigration-ban
[93] https://kritisches-netzwerk.de/tags/institut-fur-sozial-okologische-wirtschaftsforschung-ev
[94] https://kritisches-netzwerk.de/tags/jared-kushner
[95] https://kritisches-netzwerk.de/tags/kapitalismus
[96] https://kritisches-netzwerk.de/tags/linkspopulismus
[97] https://kritisches-netzwerk.de/tags/marine-le-pen
[98] https://kritisches-netzwerk.de/tags/mario-draghi
[99] https://kritisches-netzwerk.de/tags/muslim-ban
[100] https://kritisches-netzwerk.de/tags/mike-pence
[101] https://kritisches-netzwerk.de/tags/nationalismus
[102] https://kritisches-netzwerk.de/tags/nationalliberalismus
[103] https://kritisches-netzwerk.de/tags/nato
[104] https://kritisches-netzwerk.de/tags/neoliberalism
[105] https://kritisches-netzwerk.de/tags/neoliberalismus
[106] https://kritisches-netzwerk.de/tags/protektionismus
[107] https://kritisches-netzwerk.de/tags/rassismus
[108] https://kritisches-netzwerk.de/tags/rechtsentwicklung
[109] https://kritisches-netzwerk.de/tags/rechtsextremismus
[110] https://kritisches-netzwerk.de/tags/rechtsliberalismus
[111] https://kritisches-netzwerk.de/tags/rechtspopulismus
[112] https://kritisches-netzwerk.de/tags/rechtspopulisten
[113] https://kritisches-netzwerk.de/tags/rechtsruck
[114] https://kritisches-netzwerk.de/tags/rex-tillerson
[115] https://kritisches-netzwerk.de/tags/scott-pruitt
[116] https://kritisches-netzwerk.de/tags/silicon-valley
[117] https://kritisches-netzwerk.de/tags/staatsverschuldung
[118] https://kritisches-netzwerk.de/tags/state-within-state
[119] https://kritisches-netzwerk.de/tags/stephen-bannon
[120] https://kritisches-netzwerk.de/tags/strafzolle
[121] https://kritisches-netzwerk.de/tags/transnationale-konzerne
[122] https://kritisches-netzwerk.de/tags/ungleichheit
[123] https://kritisches-netzwerk.de/tags/wall-street
[124] https://kritisches-netzwerk.de/tags/wallstreet
[125] https://kritisches-netzwerk.de/tags/wertschopfungsketten
[126] https://kritisches-netzwerk.de/tags/xenophobie

10/10


